N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 15. Mai 1997 Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.13 Uhr

                          Ende: 19.00 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  17.23 Uhr bis 17.47 Uhr

18.37 Uhr bis 18.53 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer

1. Schriftführer/in:
Herr Kratzat




Herr Schwardt

2. Schriftführer/in:
Herr Meyer




Frau Engelke

Ratsmitglieder:

Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester, 

Frau Engelke, Herr Finger, Herr Guta, Herr Harms, Herr Heinemann, Frau Helmig, Frau Hillebrand, 

Herr Huckriede, Frau Jöhnk, Herr Kähler, Herr Kaiser, Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Herr Kolb, Herr Kottek, Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, Herr Meyer, Herr Moriz, Frau Oschmann, Herr Oschmann, 




Herr B. Petersen, Herr Dr. Piltz, Herr Raupach, 




Frau Reyer, Herr Rogacki, Frau Schattke, 




Herr Schmidt-Brodersen, Herr Schreiber, 

Frau Schuckenböhmer, Herr Schwardt, Frau Siebke, Herr Silz, Frau Stöcken, Herr Tank, Herr Tovar, 

Herr Tschorn, Herr Wetzel, Herr Witt, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:

Herr Heinamenn, Frau Hillebrand, Herr Petersen,




Herr Silz

Es kommen später:
Frau Schattke (anwesend ab 16.05 Uhr)


Herr Tank (anwesend ab 17.05 Uhr)

Stadträte/innen:
Bürgermeister Zimmer, Stadtbaurat Dr. Flagge, 




Stadtrat Schirmer, Stadträtin Bommelmann

Es haben sich

entschuldigt:

Stadtrat Dr. Kirschnick

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:

Frau Thomsen (Amt für Organisation und Verwaltungsre-




form)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die


Anwesenden.


Sie teilt mit, daß der NDR anwesend ist, um die Sitzung der Ratsversammlung


zu filmen. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.


Anschließend erheben sich die Anwesenden, um Herrn Holger Lüth zu gedenken,


der am 1. Mai 1997 verstorben ist.

Herr Lüth gehörte von April 1970 bis Juni 1985 als Mitglied der SPD-Rats​fraktion der Kieler Ratsversammlung an und wurde 1981 als ehrenamtlicher Stadtrat in den Magistrat gewählt.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß sich 4 Mitglieder der Ratsversammlung entschuldigt haben und 2 später kommen, so daß zu Beginn der Sitzung 43 und später 45 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. Genehmigung der Tagesordnung 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht​zeitig zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehö​rigen Nachtragstagesordnungen sind


mit einer Zusammenstellung vom 12. Mai 1997 nachgeschickt


und


mit einer weiteren Zusammenstellung auf den Tisch gelegt worden.


Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.


Änderungen zur Tagesordnung


Öffentliche Sitzung


Oberbürgermeister/Bürgermeister

Punkt 22. Erhaltung "De Twiel" für das Baugebiet               - Drs. 231 

Kiel-Ellerbek, Sören, Hollwisch, De Twiel, Röhbarg (Satzungsbeschluß)



Stadtbaurat Dr. Flagge



- vom Dezernenten zurückgezogen -


Dieser Punkt steht damit nicht zur Beratung an.


Punkt 7. e) Jahresabschluß KITZ-GmbH                           - Drs. 216 -





Stadtrat Dr. Kirschnick


wird unter Punkt 8 der nichtöffentlichen Sitzung behandelt.


Aus dem Ältestenrat

Punkt 20. Bebauungsplan Nr. 699 für das Baugebiet Kiel-        - Drs. 229 ​Südliche Innenstadt, Gablenzstraße, Sophienblatt,



Alte Lübecker Chaussee und Bundesbahngelände



(Erneuter Entwurfsbeschluß)




Stadtbaurat Dr. Flagge


und


Punkt 23. Grünordnungsplan zum Bebauungsplan Nr. 699 "Krim"    - Drs. 232 -





Stadtbaurat Dr. Flagge


werden gemeinsam unter Punkt 20. behandelt.


Nichtöffentliche Sitzung


Aus den Ausschüssen


Punkt 1. Rückübereignung von Flächen der Seehafen              - Drs. 242 -




Kiel GmbH




Stadtbaurat Dr. Flagge




- vom Dezernenten zurückgezogen -


Dieser Punkt steht damit nicht zur Beratung an.


Die Dringlichkeit aller nachgereichten und auf den Tisch gelegten Anträge


und Vorlagen wird einstimmig anerkannt.


Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesord-


nung in der nunmehr vorliegenden geänderten Form fest.

3. Einwohneranfragen 

a) Städtische Kulturförderung kleiner Vereine und              - Drs. 217 -



Initiativen

Hierzu liegt folgende Einwohneranfrage von Herrn Baumann, Musico e. V. vor:

Die Antwort kann noch nicht gegeben werden. Der Fragesteller ist benach​richtigt, daß seine Anfrage zur Ratsversammlung am 12.06.1997 erneut auf der Tagesordnung steht.



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

4. Aktuelle Stunde


Für die Aktuelle Stunde sind von den Fraktionen bzw. von den Ratsmitglie-


dern keine Themen angemeldet worden.


Die Aktuelle Stunde entfällt damit.

5. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am 13.03.1997


Die Niederschrift hat ausgelegen.


Es sind keine Einwendungen eingegangen.


Antrag: Die Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am



     13.03.1997 wird genehmigt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


Es liegt keine Mitteilung vor.

7. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Erlaß des Innenministers des Landes Schleswig-              - Drs. 140 -



Holstein zum Stellenplan 1997



Kenntnis genommen

b) Verwaltungsreformmodell Kiel                                - Drs. 206 -



hier: Jahresberichte 1996 der vier Pilotämter



Kenntnis genommen

c) Übertragung der budgetierten Mittelbewirtschaftung          - Drs. 205 -



des Sportamtes an die Schwimmhallen, Sommerbäder



und Strände (Betriebsstätten)



Kenntnis genommen

d) Mehrkosten/Einsparungen beim Erwerb des ehemaligen          - Drs. 215 -



Postgebäudes durch die Landeshauptstadt Kiel



hier: Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vom 17.04.97



Kenntnis genommen

7. e) Jahresabschluß 1995 der KITZ-GmbH                           - Drs. 216 -

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, diesen Tagesord​nungspunkt unter Punkt 8 in nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln.

8. Anträge der Fraktion 

a) Verbesserung des Verkehrsangebots auf der                   - Drs. 250 -



Schwentinelinie

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN



vor:

Der Oberbürgermeister wird gebeten, die nachfolgend dargestellte Konzep​tion für eine Verbesserung des Verkehrsangebotes auf der Schwentine-Li​nie prüfen zu lassen:

1. Errichtung einer klappbaren Fußgänger- und Fahrradbrücke über die Schwentine von der nördlichen Dietrichsdorfer Seite beginnend östlich des Fähranlegers Dorf'dorf zum Seefischmarktgelände/Geomar-Komplex;

2. Stillegung der Fähranleger Wellingdorf und Neumühlen, so daß nur noch der neu gebaute und behindertengerechte Anleger D'dorf bedient wird;

3. Einrichtung einer reinen Pendelfähre zwischen den Anlegebrücken Re​ventlou und D'dorf, mit 3 Fahrten pro Stunde in den Nachfragespitzen​zeiten;

4. Einsatz einer schnellen Barkasse auf der Pendellinie mit einer erwei​terten Kapazität für das Ein- und Aussteigen;

5. Mitfinanzierung dieser Maßnahmen aus Mitteln des Bundes, des Landes und der EU (Ziel-2, URBAN).



Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

8. a) Verbesserung des Verkehrsangebots auf der Schwentinelinie
- Drs. 250 -

Ratsherr   M o r i z   (CDU) stellt einen Geschäftsordnungsantrag auf



Überweisung in den Bauausschuß.

Ratsherr   L i n d n e r   (SPD) beantragt im Namen seiner Fraktion den 1. Satz des Antrages wie folgt zu ergänzen: "Der Oberbürgermeister wird gebeten, unter Beteiligung der betroffenen Gesellschaften, die nachfol​gend dargestellte ..."

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Abgelehnt - mit Mehrheit



Beschluß über die Drs. 250 einschl. Ergänzung: 




Nach Antrag - mit Mehrheit


b) Planungen des Tiefbauamtes

- Drs. 251 -

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN



vor:

Die Ratsversammlung möge beschließen, daß bei Tiefbauplanungen künftig auf Tunnellösungen für Fußgänger/innen und Radfahrer/innen generell ver​zichtet wird.



Zurückgezogen


b) Planungen des Tiefbauamtes

- Drs. 256 -



hier: Alternativantrag



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Bei künftigen Tiefbauplanungen wird grundsätzlich auf Tunnellösungen für Fußgänger- und Radfahrer/innen verzichtet. Ausnahmen kann es nur geben, wenn die Gefährdungen für die künftigen Nutzungen im Rahmen einer Abwä​gung dargestellt sowie die Kosten einer entsprechenden Baumaßnahme im Vergleich aufgezeigt werden.



Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

8. b) Planungen des Tiefbauamtes

- Drs. 251 -





- Drs. 256 -

Hierzu wurde ein Alternativantrag der SPD-Ratsfraktion, Drs. 256, auf



den Tisch gelegt.

Ratsfrau   D i c k h o f f   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) zieht im Namen ih​rer Fraktion den Antrag, Drs. 251, zurück und übernimmt den Alternativ​antrag der SPD-Ratsfraktion.

Ratsherr   L i n d n e r   (SPD) teilt mit, daß in der 3. Zeile des Al​ternativantrages ein Schreibfehler vorhanden ist. Dort muß es "für die zukünftigen Nutzerinnen und Nutzer" anstatt "für die künftigen Nutzun​gen" heißen.

Beschluß über die Drs. 256 mit Änderung: Nach Antrag - mit Mehrheit


c) Umbesetzung im Sozialausschuß

- Drs. 252 -

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN



vor:

Für das ausgeschiedene stellvertretende Mitglied des Sozialausschusses, Reinhard Lorenzen, wird



Herr



Harald Koch



Helmholtzstraße 16



24143 Kiel



als stellvertretendes Mitglied in den Sozialausschuß gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

d) Geschäftliche Mitteilung zum Verkauf der Wohnungen          - Drs. 253 -



der KWW in Gaarden



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, in der nächsten Sitzung der Ratsversammlung eine Geschäftliche Mitteilung über den Stand der von der Preussag geplanten Verkäufe von KWW-Wohnungen in Gaarden sowie die von der Stadt in diesem Zusammenhang geführten Gespräche vorzulegen.



Beschluß:  mit Änderung einstimmig

8. d) Geschäftliche Mitteilung zum Verkauf von Wohnungen          - Drs. 253 



der KWW in Gaarden

Ratsherr   M o r i z   (CDU) stellt im Namen seiner Fraktion folgenden Ergänzungsantrag:

"Dem Antragstext wird folgender Satz angefügt: ..., die auch Auskunft darüber gibt, ob und inwieweit die Landesregierung bei dem Verkauf der HDW-Anteile darauf geachtet hat, daß ein besonderer Schutz zu Gunsten der Mieter vereinbart wurde."



Beschluß über den Ergänzungsantrag: Nach Antrag - einstimmig

Beschluß über die Drs. 253 mit Ergänzung: Nach Antrag - einstimmig

e) Vergabepraxis städtischer Tochtergesellschaften             - Drs. 254 -



und Eigenbetriebe

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN



vor:

Die Verwaltung wird gebeten, zur ersten Ratsversammlung nach der Sommer​pause einen Bericht zur Vergabepraxis der städtischen Tochtergesell​schaften und Eigenbetriebe vorzulegen.



In diesem Bericht soll insbesondere dargestellt werden

- in welchem Rahmen die regionalen Unternehmen von Aufträgen städtischer Gesellschaften profitieren;

- inwiefern Kriterien wie frauenfreundliche bzw. ökologische bzw. sozia​le Wirtschaftsweise bei Vergaben handlungsleitend sind;

- inwiefern den kommunalen Vergaberichtlinien entsprechend vorgegangen wird bzw. mit welchen Begründungen dies nicht wird.

- Falls die kommunalen Vergaberichtlinien nicht eingehalten werden,

sollte deutlich gemacht werden, welche anderen Vergabeverfahren ge​handhabt werden und wieso diese ausgewählt wurden.



Beschluß:  Verwiesen

8. e) Vergabepraxis städtischer Tochtergesellschaften             - Drs. 254 



​und Eigenbetriebe

Ratsherr   W u l f f   (CDU) stellt einen Geschäftsordnungsantrag auf Überweisung in den Ausschuß für Wirtschaft und Kieler Woche mit der Maß​gabe, daß der Ausschuß eine gemeinsame Sitzung mit den Geschäftsführern der städtischen Gesellschaften macht.



Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Verwiesen

f) Umbesetzung im Jugendhilfeausschuß                          - Drs. 255 -

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN



vor:

Für das ausgeschiedene Mitglied des Jugendhilfeausschusses Ingrid



Bocks-Gersch wird



Frau Christiane Kriegsmann-Weisbarth



Lornsenstr. 45



24105 Kiel



als Mitglied in den Jugendhilfeausschuß gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

g) Nachwahl eines Mitgliedes für den Ortsbeirat                - Drs. 257 -



Hassee/Vieburg



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:



Als Mitglied für den Ortsbeirat Hassee/Vieburg wird:



Herr Kurt Sokoließ



Hasseer Straße 52 a



24113 Kiel



gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

h) Nachwahl eines Stellvertreters für den Ausschuß             - Drs. 258 -



für Kriegsopfer, Behinderte und Vertriebene



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:



Für den Ausschuß Kriegsopfer, Behinderte und Vertriebene wird:



als Stellvertreter



Herr Hans-Christian Kräntzer



Boiestraße 14



24114 Kiel



gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

9. Betreff:  1. Nachtragshaushaltssatzung der Landeshauptstadt    - Drs. 210 
​Kiel für das Haushaltsjahr 1997


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:

Aufgrund des § 80 der Gemeindeordnung wird nach Beschluß der Ratsversamm​lung vom 15. Mai 1997 mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde folgende Nachtragshaushaltssatzung erlassen:

§ 1


Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden




und damit der Gesamtbetrag erhöht    vermindert
des Haushaltsplanes





um        um

einschl. der Nachträge

gegenüber    nunmehr fest​bisher       gesetzt auf





DM        DM

DM           DM


im Verwaltungshaus-


halt


die Einnahmen
2.755.200
         1.070.260.500   1.073.015.700


die Ausgaben
2.755.200
         1.086.687.100   1.089.442.300


im Vermögenshaus-


halt


die Einnahmen
3.055.200
           227.034.400     230.089.600


die Ausgaben
3.055.200
           227.034.400     230.089.600

§ 2


Es werden neu festgesetzt:


1. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen



von bisher 95.267.600 DM auf  

   89.967.600 DM


2. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen



von bisher 4.557 auf


          4.217,68 Stellen


Die kommunalaufsichtliche Genehmigung wurde am
       erteilt.


Kiel, den


Der Oberbürgermeister


2. Nachtragsbewirtschaftungsplan der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel


für das Wirtschaftsjahr 1996/97 vom 01.08.1996 bis 31.07.1997


Zusammenstellung

Aufgrund des § 34 der Gemeindehaushaltsverordnung vom 7. Februar 1995 (GVOBl. Schleswig-Holstein, Seite 114) hat die Ratsversammlung durch Be​schluß vom 15. Mai 1997 festgestellt:


Mit dem Nachtragsbewirtschaftungsplan werden



und damit der Gesamtbetrag erhöht
 vermindert  des Bewirtschaftungsplanes






um
 um
einschl. der Nachträge

gegenüber   nunmehr fest​bisher      gesetzt auf







DM          DM
DM          DM


im Verwaltungshaus-


halt


die Ausgaben
520.200
42.651.500  43.171.700


Kiel, den


Der Oberbürgermeister


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

10. Betreff:  Bildung des Gemeindewahlausschusses für die Gemein   - Drs. 213 




​dewahl 1998


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag: In den Gemeindewahlausschuß werden gewählt


als Beisitzerinnen und Beisitzer:


1. Herr Karl-Rudolf Fischer, Baumgartenstraße 24, 24106 Kiel


2. Herr Andy Mitterer, Gotlandwinkel 2, 24109 Kiel


3. Herr Achim Heinrichs, Wörthstraße 41, 24116 Kiel


4. Herr Uwe Dietmar Stein, Eckernförder Straße 78, 24116 Kiel


5. Herr Frank Meyer, Düppelstraße 73, 24105 Kiel


6. Herr Rolf-Nico Sönnichsen, Kantstraße 68, 24116 Kiel


7. Herr Robert Ehlert, Elisabethstraße 86, 24143 Kiel


8. Frau Rita Harms, Wiener Allee 137, 24147 Kiel


als stellvertretende Beisitzerinnen und Beisitzer:


1. Herr Bert Giencke, Steinfurther Weg 3, 24113 Kiel


2. Herr Alexander Möller, Von-der-Horst-Straße 4, 24118 Kiel


3. Frau Safak Scheffler, Eutiner Straße 7, 24143 Kiel


4. Frau Ingeborg Finger, Priwallstraße 32, 24159 Kiel

5. Herr Karl-Eduard Wachter, Helsinkistraße 37, 24109 Kiel 

6. Herr Marcus Wewer, Steinstraße 26, 24118 Kiel

7. Herr Sebastian Blumenthal, Harmsstraße 71, 24114 Kiel 

8. Frau Inge Hammerich, Wilhelminenstraße 18, 24103 Kiel


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

11. Betreff:  Leistung einer überplanmäßigen ausgabe bei den Per   - Drs. 212 ​sonalausgaben des Sammelnachweises A für das Haush





altsjahr 1996


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: Beim Sammelnachweis A - Personalausgaben - Haushaltsjahr 1996 -

wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von insge​samt 1.278.253,14 DM zugestimmt.


Die überplanmäßige Ausgabe wird wie folgt gedeckt:




a) Durch Minderausgaben bei der HHSt. 0222/4





- Personalausgaben im Rahmen der Arbeitsplatz-






offensive - in Höhe von              30.786,19 DM




b) und der Restbetrag in Höhe von           1.247.466,95 DM






im Rahmen des Jahresabschlusses 1996


Beschluß:

 Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff:  Änderung der Satzung der Sparkasse Kiel              - Drs. 211 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel


Antrag:
1. Die anliegende Neufassung der Satzung der Sparkasse wird be-





schlossen.



2. Die Sparkasse wird ermächtigt, die "Satzung der Sparkasse Kiel"





in neuer Fassung herauszugeben.


Vertagt

13. Änderung der Satzung der Sparkasse Kiel                        - Drs. 211 -

An der Beratung und Beschlußfassung wirken die gewählten Aufsichtsratsmit​glieder der Sparkasse Kiel nicht mit.


Ratsherr


R a u p a c h   (SPD) stellt einen Geschäftsordnungsantrag auf


Vertagung.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Vertagt

13. Betreff:  Zusammenlegung der Förderschulen Erich-Kästner und   - Drs. 220 ​Andreas-Gayk


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
1. Die Förderschulen Erich-Kästner und Andreas-Gayk werden ab dem

Schuljahr 1997/98 im Gebäude der Andreas-Gayk-Schule zusammenge​legt.



2. Die Klassen der bisherigen Erich-Kästner-Schule werden an den

neuen Standort verlegt, soweit eine Beschulung - insbesondere der Kinder der Klassenstufen 1 - 4 - nicht besser integrativ oder kooperativ an den zuständigen Grundschulen erfolgen kann. Die von dieser schulorganisatorischen Maßnahme betroffenen Schü​lerinnen und Schüler erhalten eine Schülerjahreskarte für die Schülerbeförderung.



3. Die Schule behält den Namen Andreas-Gayk-Schule und wird Nach-





folgeschule der Erich-Kästner-Schule.



4. Der bisherige Zuständigkeitsbereich der Erich-Kästner-Schule

wird der Andreas-Gayk-Schule zugeordnet. Neue Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf aus dem Bereich der bisherigen Erich-Kästner-Schule können auch die Förderschulen Matthias-Claudius oder Rondeel wählen.



5. Die Verwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit den Schulen zu er-

mitteln, welche Maßnahmen im Personal- und Sachmittelbereich notwendig sind, um ein reibungsloses Zusammenwachsen der Schulen zu fördern.



6. Das Gebäude der Erich-Kästner-Schule wird als städtische Schule

aufgegeben. Die Verwaltung wird beauftragt, Vorschläge über eine Weiterverwendung vorzulegen.


Beschluß:

 Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:  Namensgebung für die Sporthalle am Hans-Geiger-      - Drs. 221 -



Gymnasium



hier: Antrag des OBR Gaarden

Berichterstatter:  Herr Levtzow, Vorsitzender des Ortsbeirates Gaarden

Antrag: Die Sporthalle am Hans-Geiger-Gymnasium soll als "Gdynia-Halle" be​nannt werden. Bei der Namensgebung sollte berücksichtigt werden, daß die Halle in einen baulichen Zustand zu versetzen ist, der der Benennung nach einer Partnerschaft der Stadt Kiel auch gerecht wird.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff:  Planungsauftrag für das Hochbauamt                   - Drs. 222 



betr: Schwimmhalle Lessingplatz


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: 1. Das Hochbauamt wird beauftragt, Bauunterlagen und einen Kosten​voranschlag für einen Umbau der Schwimmhalle Lessingplatz zu ei​nem freizeitgerechten Sportbad entsprechend der Baumittelricht​linien zu erstellen.

2. Das Sportamt wird beauftragt, sobald die Unterlagen nach 1. vor​liegen, gemeinsam mit dem Kämmerei- und Steueramt und dem Hoch​bauamt, die bereits mit der KSS, den Stadtwerken und der Spar​kasse Kiel aufgenommenen Verhandlungen über eine Finanzierung dieser Sanierungsmaßnahme und eine Betreibergesellschaft fort​zusetzen.


Beschluß:  mit Änderung einstimmig

15. Planungsauftrag für das Hochbauamt                             - Drs. 222 -


Ratsfrau

J ö h n k   (SPD) beantragt im Namen ihrer Fraktion den Punkt 2


des Antrages wie folgt zu ändern:

"Das Hochbauamt wird beauftragt, sobald die Unterlagen nach 1. vorliegen, gemeinsam mit dem Sportamt und dem Kämmerei- und Steueramt, die bereits mit der KSS, den Stadtwerken und der Sparkasse Kiel aufgenommenen Verhandlungen über eine Finanzierung dieser Sanierungsmaßnahme und eine Betreibergesell​schaft fortzusetzen."


Beschluß über die Drs. 222 einschließlich Änderung: 


Nach Antrag - einstimmig

16. Betreff:  Sanierung des Olympiazentrums Schilksee              - Drs. 223 -


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: 1. Aufgrund des nicht angreifbaren Gutachtens über die notwendigen Sanierungen im Olympiazentrum Schilksee wird die Verwaltung be​auftragt, im Nachtragshaushaltsplan für den Vermögenshaushalt oder Verwaltungshaushalt einen Betrag von 100.000 DM anzumelden, um sicherzustellen, daß für 1997 die Maßnahmen, die unter die Dringlichkeitsstufe I fallen, ausgeführt werden können.

2. Ferner wird die Verwaltung beauftragt, die für die Sanierung ab 1998 notwendigen Mittel in Höhe von 2.050.000 DM für die Mittel​fristige Finanzplanung anzumelden, und zwar bei Zustimmung des Verwalters der Wohnungs- und Eigentümergemeinschaft, in fünf gleichen Jahresraten in Höhe von 410.000 DM.



3. Die Verwaltung wird außerdem beauftragt, die Mittel für die Er-

neuerung der Fassade des Lehrschwimmbeckens der Schwimmhalle Schilksee für die Mittelfristige Finanzplanung anzumelden.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff:  Überplanmäßige ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 226 



​700.512 - Stadtentwässerung; Unterhaltung der Tief



bauten, der Entwässerung, der Wasserstraßen, der F



Flußbauten und der sonstigen Wasseranlagen


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 700.512 - Stadtentwässerung; Unterhaltung

der Tiefbauten, der Entwässerung, der Wasserstraßen, der Flußbauten und der sonstigen Wasseranlagen - wird einer überplanmäßigen Ausga​be von 628.000,00 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 700.548 - Abwasserabgabe für eigene Einleitun​gen.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff:  Kostenerstattungssatzung gem. § 8 BNatSchG           - Drs. 227 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Dem Entwurf der in der Anlage 1 beigefügten Satzung zur Erhebung

von Kostenerstattungsbeträgen für die Durchführung von zugeordneten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (Kostenerstattungssatzung) wird zu​gestimmt.


Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

18. Kostenerstattungssatzung gem. § 8 BNatSchG                     - Drs. 227 -

Stadtbaurat   D r .   F l a g g e   (SPD) ergänzt die Vorlage unter § 2 der Anlage 1 wie folgt:


Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:


Die kostenlose Beratung über die Anwendung der in der Anlage festgelegten


Grundsätze wird gewährleistet.

Beschluß über die Drs. 227 mit Ergänzung: Nach Antrag - mit Mehrheit

19. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 416 n für das Baugebiet Kiel-      - Drs. 228 ​Schilksee-Süd, Funkstellenweg, Langenfelde, See-




adlerweg und Stubbekredder (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: I.

Die Anregungen und Bedenken zum Entwurf des Bebauungsplanes

Nr. 416n, der in der Zeit vom 16.12.1996 bis zum 23.01.1997 öffentlich ausgelegen hat von

a) der Stadtwerke Kiel AG, Knooper Weg 75, Kiel






werden berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Schilksee-Süd, Funkstellenweg, Langen​felde, Seeadlerweg und Stubbekredder wird der Bebauungsplan Nr. 416n entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als






Satzung beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 699 für das Baugebiet Kiel-Südli   - Drs. 229 



che Innenstadt, Gablenzstraße, Sophienblatt, Alte



Lübecker Chaussee und Bundesbahngelände



(Erneuter Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Südliche Innenstadt, Gablenzstraße, Sophien​blatt, Alte Lübecker Chaussee und Bundesbahngelände wird der Bebau​ungsplan Nr. 699 - entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan - erneut als Entwurf beschlossen.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff:  Grünordnungsplan zum Bebauungsplan 699 "Krim"        - Drs. 232 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Dem während der Sitzung ausliegenden Grünordnungsplan zum B-Plan Nr. 699 sowie dem beigefügten Erläuterungsbericht wird zuge​stimmt.

b) Der im Geltungsbereich des B-Plans und in dessen naturräumlichem Zusammenhang nicht nachweisbare oder nicht mögliche Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft wird auf freiwilliger Ba​sis von der Landeshauptstadt Kiel im Gebiet der Sammelersatzmaß​nahme Rönne durchgeführt.

c) Das im Eigentum der Landeshauptstadt Kiel befindliche Grundstück (s. Anlage 4 - Zuordnung von Ausgleich und Ersatz) wird für diesen Zweck zur Verfügung gestellt.

d) Bei der HHSt. 58.208.952 werden für die Herstellungskosten (in​clusiv der Entwicklungspflege) 39.330,00 DM zweckgebunden.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

20. Bebauungsplan Nr. 699 für das Baugebiet Kiel                   - Drs. 229 ​- südliche Innenstadt, Gablenzstraße, Sophienblatt,


Alte Lübecker Chaussee und Bundesbahngelände (erneuter


Entwurfsbeschluß)

23. Grünordnungsplan zum Bebauungsplan 699 "Krim"                  - Drs. 232 -

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, die Tagesordnungs​punkte 20 und 23 gemeinsam zu behandeln.


Beschluß über die Drs. 229: Nach Antrag - einstimmig


Beschluß über die Drs. 232: Nach Antrag - mit Mehrheit bei 4 Gegenstimmen

21. Betreff:  Straßenbenennungen                                   - Drs. 230 


​hier: "Alfons-Jonas-Platz"


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Der mittlere Abschnitt der Elisabethstraße zwischen der Kieler und der Augustenstraße - der eigentliche Platz zwischen den Parkplät​zen - soll den Namen "Alfons-Jonas-Platz" erhalten.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff:  Erhaltungssatzung "De Twiel" für das Baugebiet       - Drs. 231 



Kiel-Ellerbek, Sören, Hollwisch, De Twiel, Röhbarg (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Ellerbek, Sören, Hollwisch, De Twiel, Röh-

barg wird die Erhaltungssatzung "De Twiel" gemäß § 172 Abs. 1 Nr. 1 Baugesetzbuch, bestehend aus beiliegendem Text und Plan, beschlos​sen. Das Gebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeich​net.


Zurückgezogen

24. Betreff:  Beiratsmitglieder Seehafen Kiel GmbH                 - Drs. 233 -


Berichterstatter: Bürgermeister Zimmer

Antrag: Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver-

sammlung der Seehafen Kiel GmbH wird angewiesen, folgenden Beschluß zu fassen:

"Die nachfolgend aufgeführten Personen werden zu Mitgliedern des Beirates der Seehafen Kiel GmbH gewählt:



aus dem Bereich der privaten Hafenwirtschaft



Herr Ulrich Kock, Stena Line



Herr Röttger Wittern, Sartori & Berger GmbH & Co.



Herr Klaus Gebert, Cellpap Terminal Kiel GmbH



Herr Uwe Krüger, Warico GmbH



Herr Klaus J. Behrens, Lita Shipping GmbH



aus dem Gewerkschaftsbereich



Herr Horst Herchenröder, Deutscher Gewerkschaftsbund

Herr Wolfgang Heinzel, Deutsche Angestellten-Gewerkschaft



aus dem Interessenbereich Eisenbahn



Herr Dr. Gause, Deutsche Bahn AG, Cargo."


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

24. Beiratsmitglieder Seehafen Kiel GmbH                           - Drs. 233 -

An der Beratung und Beschlußfassung wirken die gewählten Aufsichtsratsmit​glieder der Seehafen Kiel GmbH nicht mit.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

25. Betreff:  Festlegung des Sitzungsgeldes für Mitglieder des     - Drs. 234 ​Aufsichtsrates der Seehafen Kiel GmbH


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver-



sammlung der Seehafen Kiel GmbH wird angewiesen, folgenden Beschluß





zu fassen:

"Die Mitglieder des Aufsichtsrates der Seehafen Kiel GmbH erhalten pro Sitzung ein Sitzungsgeld in Höhe von 200,00 DM."


Vertagt

25. Festlegung des Sitzungsgeldes für Mitglieder des               - Drs. 234 ​Aufsichtsrates der Seehafen Kiel GmbH

An der Beratung und Beschlußfassung wirken die gewählten Aufsichtsratsmit​glieder der Seehafen Kiel GmbH nicht mit.


Ratsherr   R a u p a c h   (SPD) stellt einen Geschäftsordnungsantrag auf


Vertagung.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Vertagt

26. Betreff:  Benennung eines Vertreters der Landeshauptstadt      - Drs. 235 




​Kiel im Aufsichtsrat der Kieler Flughafen GmbH


Berichterstatter:  Bürgermeister Dr. Kirschnick

Antrag: Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver​sammlung der Kieler Flughafengesellschaft mbH wird beauftragt:





Herrn Stadtrat Dr. Peter Kirschnick

der Gesellschafterversammlung der Kieler Flughafengesellschaft zur Wahl als Mitglied des Aufsichtsrates vorzuschlagen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

26. Benennung eines Vertreters der Landeshauptstadt Kiel           - Drs. 235 ​


im Aufsichtsrat der Flughafengesellschaft mbH

An der Beratung und Beschlußfassung wirkt das gewählte Aufsichtsratsmit-


glied Dr. Kirschnick nicht mit.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

27. Kleine Anfragen 

a) Fortbestand der DLRG Kiel e.V.                              - Drs. 236 


​Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Der amtierende Kieler Oberbürgermeister wird gebeten, folgende Fragen zu beantworten:

1. Welche Verträge bestehen zwischen der Landeshauptstadt Kiel und der DLRG Kiel e. V. und ggf. dem DLRG Landesverband Schleswig-Hol-

stein e. V. betreffend der Nutzung der Liegenschaft Wischhofstraße 82 und welche Ämter haben sich bisher mit welchem Ergebnis damit befaßt?

2. Wie ist der aktuelle Stand in Bezug auf die öffentlichen Abgaben zum Abgabengegenstand Wischhofstraße 82 Steuernummer: 11790820012 und welche Konsequenzen können und werden ggf. für wen daraus gezogen?

3. Welche Person, Organisation, Verbände, Vereine, Institutionen u. ä. nutzen städtische Liegenschaften und Gebäude kostenlos oder ggf. mit geringfügigen Gebühren und warum gilt dies nicht für die ca. 700 Mit-

glieder der DLRG Kiel e. V., denen zu welchem Termin welche Liegen​schaft angeboten wurde oder wird?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

b) Kostenentwicklung des Kulturviertels                        - Drs. 237 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

1. Wie hoch belaufen sich jeweils Miet- und Nebenkosten für die Stadtga​lerie, für die Stadtbilderei und für das Kulturviertel?

2. Wie hoch wären jeweils die Kosten, um anderweitig Räume für die Zwek​ke der Stadtgalerie, der Stadtbilderei und des Kulturamtes bereitzu​stellen, und wie würden sich diese Kosten zusammen mit Mietkosten darstellen?

3. Wie hoch wären die Investitionskosten, um die Nebenkosten, die im Mo​ment für die Stadtgalerie, für die Stadtbilderei und für das Kultur​amt entstehen, zu verringern und in welchem Zeitraum würden sich die​se Investitionen lohnen?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen


c) "Capital-Städtevergleich Wohnnebenkosten"                   - Drs. 238 -



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Zeitschrift "Capital" bringt in ihrer Ausgabe 4/1997 einen Vergleich der Wohnnebenkosten in 84 deutschen Städten mit mehr als 100.000 Einwoh​nern. Dabei erreicht die Landeshauptstadt Kiel mit Platz 48 bzw. Platz 52 einen Platz im unteren Mittelfeld (siehe Anlage).



Ich frage in diesem Zusammenhang den Oberbürgermeister:

1. Wie beurteilt die Verwaltung der Landeshauptstadt Kiel Städteverglei​che im allgemeinen und den Capital-Städtevergleich im besonderen?

2. Sind die die Stadt Kiel betreffenden Daten, Zahlen und Beträge kor​rekt?

3. Wenn ja, welche Möglichkeiten werden seitens der Stadt (einschließ​lich Betriebe und Gesellschaften) gesehen, die Wohnnebenkosten zu re​duzieren?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

28. Grosse Anfragen 

a) Autobahnanschluß Russeer Weg                                - Drs. 240 

Hierzu liegt folgende Große Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wie hoch werden die Kosten für den Bau der Russeer Rampe sein (ein​schließlich aller Nebenkosten etc.)?

2. In welcher Höhe belaufen sich die Kosten für die Planung und der Mit​telabfluß der nächsten Jahre?

3. Wieviel Geld wurde bereits im einzelnen für die Planung und weitere vorbereitende Maßnahmen ausgegeben?


4. Ist der Bau der Rampen im Bundes- und/oder Landesinteresse?


Wenn ja: Wie wird dieses begründet?


5. Wie hoch wird der Finanzierungsanteil der LHS Kiel an den Gesamtko-


sten sein? Welche Zuschüsse sind definitiv von Bund und Land zu er​warten?


6. Wann ist mit den Geldern von Bund und/oder Land für den Bau zu rech-




nen? Wird es einen Baubeginn vor der Finanzzuweisung von Bund




und/oder Land geben?

7. Gab es Baugrunduntersuchungen? 

Wenn ja: Welches Ergebnis haben diese erbracht mit welchen Folgen für 

 die Maßnahme (Kosten, Untergrundverstärkung etc.)? 




Wenn nein: Warum nicht?


8. Welche Verkehrsbelastungen bestehen zur Zeit in dem Gebiet 




- Russeer Weg




a) nördlich der Autobahnbrücke


b) südlich der Autobahnbrücke - Hofholzallee

a) östlich der Russeer Weges b) westlich des Russeer Weges




- Köpenicker Straße




- Spreeallee




- Ruthkamp




- Rendsburger Landstraße (östlich des Russeer Weges)?



9. Wie wird sich der Bau der Rampen auf diese Verkehrsbelastungen aus-



wirken (Mehrbelastungen, Entlastungen)?



10. Was ist zur Schulwegsicherung der Grundschule am Russeer Weg vorgese​hen?



11. Welche Gründe werden seitens der Verwaltung als Rechtfertigung für den Bau der Rampen angegeben?



12. Wird es durch den Bau der Rampen insgesamt zu einer Verkehrsminderung in dem durch Frage 8. gekennzeichneten Gebiet kommen?



13. Bedarf der Russeer Weg nach dem Bau der Rampen südlich und/oder nörd​lich der Autobahn eines Ausbaus oder einer baulichen Veränderung? Wenn ja: Worin besteht diese, wann wird sie erfolgen, und mit welchen Kosten müssen die Anlieger rechnen?



14. Ist nach dem Bau der Rampen mit einer weiteren Zunahme des Schwer​lastverkehrs im Russeer Weg zu rechnen?



15. Inwieweit werden die Rampen zusätzliche Verkehre, z. B. aus der Rendsburger Landstraße und/oder aus Hasseldieksdamm-Mettenhof anzie​hen?



16. Wird durch den Bau der Rampen eine mögliche Wiederinbetriebnahme des Bahnhofs Russee als Anschlußpunkt für eine Regionalschnellbahn unmög​lich? 



Wenn ja: Weshalb?



17. Welche Untersuchungen etc. müssen vor dem Baubeginn der Rampen noch durchgeführt werden? Hat es eine UVP gegeben?



18. Welche Alternativen zum Bau der Rampen sind geprüft worden? Welche Gründe sprechen gegen diese Alternativen?



19. Ist der Biotopschutz im Hinblick auf eine direkte Anbindung des Ber​liner Viertels an die Saarbrückenstraße rechtlich unüberwindbar? Wenn ja: Warum?

20. Wäre es auch möglich, eine Anbindung an die Autobahn über Rampen nä​her dem Aubrook zu schaffen? 

Wenn ja, warum wird diese Möglichkeit nicht weiter in Erwägung gezo​gen?

21. Wie wird sich die Anbindung der Mühlenwegtrasse an die A 215 auf den Russeer Weg, das Berliner Viertel und die Rendsburger Landstraße




a) ohne die Rampen




b) nach Fertigstellung der Rampen




auswirken?

22. In welchem Zusammenhang steht der Bau der Rampen zum Lärmschutz in Russee und in Hasseldieksdamm? 

Hat der Bau bzw. der Nichtbau der Rampen irgendwelche Auswirkungen hierauf? 




Wenn ja: Welche?


23. Wird seitens der Verwaltung der Bau der Rampen als vordringlich




eingestuft? 




Wenn ja: Warum?

24. Besteht ein Zusammenhang mit der Ansiedlung von IKEA in Kiel und dem Bau der Rampe?

25. Für den Fall einer Entscheidung der Selbstverwaltung gegen den Bau der Rampen:

Wieviel Geld ist für Vorbereitungsmaßnahmen bereits ausgegeben worden?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

29. Betreff:  Außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen bei     - Drs. 224 





​den Haushaltsstellen 63.010.950 (neu) 





- Fritz​Reuter-/Ottomar-Enking-Straße - sowie 66.909.950-





Hörnbrücke mit Anleger


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: Es wird einer außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigung

a) von 600.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 63.010.950 - Fahrbahn​sanierung im Straßenzug Fritz-Reuter-Straße/Ottomar-Enking-Stra​ße im Zuge von Kanalbauarbeiten - sowie

b) von 1.850.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 66.909.950 - Bau ei​ner Fuß- und Radwegbrücke über die Hörn mit Neubau eines Anle​gers für die Fördeschiffahrt -





zugestimmt.

Die zusätzlichen Verpflichtungsermächtigungen werden durch die Re​duzierung der VE bei der HH-Stelle 700.205.951 - Erneuerung der Gasmaschinenanlage usw. im Klärwerk Bülk - um insgesamt 2.450.000,00 DM ausgeglichen.


Beschluß:  mit Änderung einstimmig

29. Außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen bei den           - Drs. 224 ​Haushaltsstellen 63.010.950 (neu) - Fritz-Reuter-/


Ottomar-Enking-Straße - sowie 66.909.950 - Hörn-Brücke


mit Anleger


Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde die Dringlichkeit anerkannt.

Ratsherr   D r .   W u l f f   (CDU) beantragt im Namen seiner Fraktion die getrennte Abstimmung der Punkte a) und b).

Ratsherr   L i n d n e r   (SPD) teilt mit, daß der Bauausschuß in seiner letzten Sitzung einen 3. Punkt zu der als Anlage beigefügten Vorlage be​schlossen hat. Dieser lautet wie folgt: "Die Verwaltung wird beauftragt, die Ursachen der zusätzlichen Leistungen sowie ihre Mehr- und Folgekosten zu ermitteln und bei Feststellung einer Dritthaftung den Ausgleich der Ko​sten schnellstmöglich herbeizuführen."

Nach zwei Sitzungsunterbrechungen erklärt Ratsherr   R a u p a c h   (SPD) im Namen seiner Fraktion und in Abstimmung mit der Ratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, inhaltlich hinter dem Beschluß des Bauausschusses zu stehen; die Frage der Finanzierung sollte jedoch nochmals überdacht und deshalb un​ter Punkt b) vertagt werden.

Ratsherr   D r .   W u l f f   (CDU) macht deutlich, daß seine Fraktion die Vorlage aus dem Bauausschuß lediglich als Geschäftliche Mitteilung betrach​tet, zumal bei einem Beschluß zu Punkt 2. das Gutachten zugrunde gelegt werden müßte. Er schließt sich daher dem Vertagungsantrag an.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt somit die Vertagung des Punktes b) fest.


Beschluß über Punkt a): Nach Antrag - einstimmig

30. Verschiedenes

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 12.06.1997 stattfindet.

Ratsherr   W i t t   (CDU) fragt, wann die Baumaßnahme "Aus-/Umbau der Au​gustenstraße zwischen Elisabethstraße und Kaiserstraße" abgeschlossen sein wird, da bei der Vorstellung der Baumaßnahme im Ortsbeirat Weihnachten 1996 als Fertigstellungstermin genannt wurde. Die Maßnahme ist bisher jedoch nur zur Hälfte fertiggestellt.

Stadtbaurat   D r .   F l a g g e   (SPD) versichert, zu diesem Thema einen Bericht vorzulegen.


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) schließt die Öffentliche Sitzung der


Ratsversammlung.



gez. Silke Reyer                          gez. Thomsen



Stadtpräsidentin                          Protokollführerin

